
II  Textlicher Teil 
 
1  Festsetzungen gem. § 9 BauGB i. V. mit der BauNVO 
 
1.1 Gliederung und Nutzung in WA Gebieten 
 
1.1.1 Gem. § 1 Abs. 8 und 9 BauNVO und § 23 Abs. 5 BauNVO wird festgesetzt, dass auf dem mit WA*-Gebiet gekennzeichneten 

Grundstücksteil nur sonstige nicht störende Gewerbebetriebe i.S. von § 4 Abs. 3 Ziff. 2 BauNVO oder Nebenanlagen i.S.v. § 
14 BauNVO und Stellplätze i.S.v. § 12 BauNVO zulässig sind. 
 

1.1.2 Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 10 BauNVO sind für das mit XXXX markierte Grundstück des bestehenden 
Abschleppunternehmens (Spanenkamp 24, Flur 426, Flurstück 185) ausnahmsweise auch notwendige Betriebserweiterun-
gen, Änderungen, Nutzungsänderungen oder Erneuerungen dieser Anlage zulässig, sofern durch ausreichende Lärmschutz-
maßnahmen sichergestellt ist, dass das angrenzende Wohnen nicht gestört wird. Auch andere Immissionen (z. B. Abgase) 
dürfen die Umgebung und das nördlich angrenzende reine und allgemeine Wohngebiet nicht unzulässig beeinträchtigen. 

 
1.2 Unzulässigkeit der Nutzung in WA Gebieten 
 

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 6 BauNVO wird festgesetzt, dass gem. § 4 Abs. 3 BauGB ausnahmsweise zu-
lässige Nutzungen wie Gartenbaubetriebe und Tankstellen nicht Bestandteil des Bebauungsplanes und damit ausgeschlos-
sen sind. 

 
1.3 Höhe baulicher Anlagen  
 
1.3.1 Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 BauGB i.V.m. §§ 16 und 18 BauNVO wird die Höhe baulicher Anlagen, definiert als Firsthö-

he der Gebäude, auf ein Höchstmaß von FH=9,0m für WR1 und WA **-Gebiete und von FH=11,0m für WR2 und WR3-
Gebiete festgesetzt. Als Bezugspunkt gilt die Oberkante der Verkehrsfläche, wobei maßgeblich die ausgebaute, ansonsten 
die geplanten Straßenhöhe, ist. Maßgeblich für die Ermittlung der Bezugshöhe ist die bis zur Straßenachse verlängerte Mit-
telachse des Gebäudes. 

 
1.3.2 Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 BauGB i.V.m. §§ 16 und 18 BauNVO die Höhe baulicher Anlagen in den WR-Gebieten 

zusätzlich zur max. Firsthöhe der Gebäude, auf eine verbindliche Traufhöhe (TH) von 4,00m für eingeschossige Gebäude 
und eine verbindliche Traufhöhe (TH) von 6,50m für zweigeschossige Gebäude festgesetzt. Als Bezugspunkt gilt die Ober-
kante der Verkehrsfläche, wobei maßgeblich die ausgebaute, ansonsten die geplanten Straßenhöhe, ist. Maßgeblich für die 
Ermittlung der Bezugshöhe ist die bis zur Straßenachse verlängerte Mittelachse des Gebäudes. 

 
1.3.3 Die Traufhöhe (TH) bemisst sich im Schnittpunkt zwischen der Außenkante des aufsteigenden Mauerwerks und der Außen-

kante Dachhaut des Hauptdaches. Bei Pultdachkonstruktionen gilt als Firsthöhe (FH) der höchste Punkt des Daches im 
Schnittpunkt zwischen der Außenkante des aufsteigenden firstseitigen Mauerwerks und der Außenkante Dachhaut des 
Hauptdaches. 

 
1.3.4 Die verbindliche Traufhöhe kann um bis zu 20 cm über bzw. unterschritten werden. 

 
1.4 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden 
 

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB sind in den mit WR 1 bis 3 und im WA** festgesetzten Bereichen je Wohngebäude als Einzel-
haus maximal zwei Wohnungen zulässig. Bei Doppelhaushälften und Reihenhauseinheiten ist je Wohngebäude maximal eine 
Wohnung zulässig. 

 
1.5 Überschreitung von Baugrenzen  
 

Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO wird für die WR- und WA-Gebiete festgesetzt, dass untergeordnete Gebäudeteile, die der passi-
ven Energiegewinnung dienen (z. B. Klimafassaden, Glashäuser und Wintergärten), die Baugrenzen um max. 2,0 m über-
schreiten dürfen. Jedoch sind 3,0 m Abstand zur Straßenbegrenzungslinie einzuhalten. 
Bei Treppenhäusern und Windfängen wird ein Vortreten vor die Baugrenze bis zu 1,0 m zugelassen. Balkone und Erker dür-
fen die Baugrenze bis zu 1,50 m überschreiten. 
 

1.6 Überbaubare Grundstücksfläche: Zulässigkeit von Nebenanlagen  
 
Gem. § 23 Abs. 5 BauGB wird festgesetzt, dass Gartenhäuser, Abstellschuppen und ähnliche Nebenanlagen im Sinne vom § 
14 Abs. 1 BauNVO in den Vorgärten (Flächen zwischen Straßenbegrenzungslinie und Gebäude bzw. Haupeingangsseite) un-
zulässig sind. Ausgenommen hiervon sind Grundstücke, die von mehr als einer Straßenbegrenzungslinie tangiert werden. 
Hier sind in maximal einer Vorgartenfläche Gartenhäuser, Abstellschuppen und ähnliche Nebenanlagen zulässig. 
 

1.7 Stellplätze und Garagen: Zulässigkeit 
 
Gem. § 12 Abs. 6 BauNVO wird für die Gebiete WR1, WR2 und WR3 festgesetzt, dass Garagen und Carports nur innerhalb 
der überbaubaren Grundstücksbereiche oder der gem. § 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB mit „Ga“ gekennzeichneten Flächen zulässig 
sind.  
 

1.8 Flächen für die Abwasserbeseitigung, Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser  
 

1.8.1 Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB und § 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 51 a LWG NW darf der auf privaten und öffentlichen Flächen 
anfallende Niederschlagswasserabfluss in den WR-Gebieten nicht in die Schmutzwasserkanalisation eingeleitet werden. Das 
Niederschlagswasser muss in die Entwässerungsmulden des Straßenkörpers, in die öffentliche Grünfläche – Entwässe-
rungsmulde – oder in den Regenwasserkanal eingeleitet werden. Dies gilt auch für die Überläufe von Anlagen zur Regen-
wassernutzung. Das Niederschlagswasser wird über den straßenbegleitenden Graben der Straße „Spanenkamp“ dem Res-
ser Bach zugeführt.  
 
Diese Festsetzung gilt nicht für bereits bebaute Grundstücke vor der Rechtskraft dieses Bebauungsplanes. 

 
1.8.2 Nach § 9 Abs. 1 Nr. 14 sind Anlagen zur Ableitung von Niederschlagswasser so zu unterhalten, dass der Wasserabfluss 

dauerhaft gewährleistet ist. Die Flächen sind von Abflusshindernissen frei zu halten. Überbauen oder Verfüllen ist unzulässig.  
 

1.8.3 Drainagen dürfen aus wasserwirtschaftlicher Sicht grundsätzlich nicht an das Entwässerungssystem angeschlossen werden 
(Anschlussverbot; s. Entwässerungssatzung der Stadt Recklinghausen i. d. jeweils gültigen Fassung). 
 

1.9 Pflanzgebote 
 

 Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a und b BauGB wird festgesetzt, dass alle geschlossenen Garagenwände / Carportseiten zu öffentli-
chen Verkehrsflächen hin mit heimischen Laubgehölzen zu bepflanzen sind. 
 

1.10 Ausgleichsmaßnahmen - Sammelzuordnung 
 

Gem. § 1a Abs. 3 und § 9 Abs. 1a BauGB wird festgesetzt, dass die Ausgleichsmaßnahmen “A1“ und “A2“ sowie die außer-
halb des Planbereiches befindlichen Ausgleichsmaßnahmen „A3“ (auf dem Grundstück Gemarkung Recklinghausen, Flur 
428, Flurstück 656) den Grundstücken, auf denen Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind (gekennzeichneter Ein-
griffsbereich), zugeordnet werden und gemäß dem ökologischen Fachbeitrag durchzuführen und zu erhalten sind (Sammel-
zuordnung).  
 

1.11 Festsetzungen gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 86 BauO NRW 
 

Dachrichtung 
 
Die Dachrichtungen der Gebäude sind als Firstrichtungen gekennzeichnet. Diese Gestaltungsfestsetzungen gelten nur für 
Satteldächer und Pultdächer. Walmdächer und Zeltdächer sind von dieser Gestaltungsfestsetzung ausgenommen. 
 

2. Hinweise 
 
2.1 Gestaltungssatzung  
 

Die Gestaltungssatzung zum Bebauungsplan Nr. 240 – Spanenkamp – ist zu beachten. 
 
2.2 Bodendenkmalschutz 
 

Im räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes können bei Bodeneingriffen Bodendenkmäler (kulturgeschichtliche Bo-
denfunde, d.h. Mauerwerk, Einzelfunde, aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffen-
heit) entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Gemeinde und dem Landschaftsverband Westfalen-
Lippe, Westfälisches Museum für Archäologie / Amt für Bodendenkmalpflege, Münster (Tel. 0251/2105-252) unverzüglich an-
zuzeigen (§§ 15 und 16 DSchG). 

 
2.3 Grundwasser 
 

Eine dauerhafte Grundwasserabsenkung im Zuge der Bebauung über Dränagen ist aus wasserwirtschaftlicher Sicht grund-
sätzlich nicht zulässig. Bei der Errichtung von Kellergeschossen ist die Ausbildung von wasserdichten Betonwannen geboten. 

 
2.4  Bodenkontaminationen 
 

Der westliche Teil des Plangebietes wurde vormals durch eine Gärtnerei genutzt. Erheblichen Bodenbelastungen sind nicht 
bekannt. Es befindet sich aber ein Öltank auf dem Gelände. Dieser ist im Rahmen der notwendigen Abbrucharbeiten fachge-
recht zu entsorgen. Es im Rahmen der Abbruchgenehmigung sicherzustellen, dass im Bereich des Tanks sowie der Leitun-
gen keine Bodenkontaminationen verbleiben. 

 
2.5 Bauliche Vorkehrungen gegen Abbaueinwirkungen 
 

Das Plangebiet hat bergbaulichen Einwirkungen unterlegen. Die Bauherren sind gehalten, im Zuge der Planung zwecks evtl. 
notwendig werdender Anpassungs- und Sicherungsmaßnahmen (§ 110 ff. BBergG) mit der Deutsche Steinkohle AG in Herne 
Kontakt aufzunehmen. 

 
2.6 Ortsrecht 
 

Satzungen im Sinne von § 7 Gemeindeordnung (GO NRW), die das Ortsrecht regeln, sind zu beachten. 
 
3. Rechtsgrundlagen 
 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. 08. 1997  
( BGBl. l S. 2441), zuletzt geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 15. 12. 2001 
(BGBl. l S. 3762) 
  
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. 01. 1990 (BGBl. l S. 132), zuletzt  geändert 
durch Art. 3 Investitions- und Erleichterungs- und Wohnbaulandgesetz vom 22. 04. 1993 (BGBl. l S. 466) 
 

Landesbauordnung Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) in der Neufassung vom 01.03.2000 (GV NRW S. 256), zuletzt geän-
dert durch Artikel 91 des Gesetzes vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 332) 
 
Planzeichenverordnung  1990 (PlanzV 90) vom18. 12. 1990 (BGBl. 1991 l S. 58) 


